
 
G R E E N  B U D G E T  G E R M A N Y  

 

FORUM ÖKOLOGISCH-SOZIALE MARKTWIRTSCHAFT 
 

 

  

GREEN BUDGET GERMANY (GBG) • FORUM ÖKOLOGISCH-SOZIALE MARKTWIRTSCH AFT e.V.  
Schwedenstraße 15a · D-13357 Berlin · Fon/Fax +49-30-76 23 991-30/-59 · foes@foes.de · www.foes.de  
GLS Gemeinschaftsbank eG Konto 804 371 3000 · BLZ 430 609 67 · IBAN DE87430609678043713000 
Gemeinnützig zur Förderung wissenschaftlicher Zwecke laut Finanzamt für Körperschaften I, Berlin 

KOMMENTAR ZUR KABINETTSENTSCHEIDUNG VOM 01.08.2012 

WEITERHIN STEUERGESCHENKE OHNE GEGENLEISTUNG  
BUNDESREGIERUNG BESCHLIESST ENTWURF  

ZUR NEUREGELUNG DER STROMSTEUERAUSNAHMEN FÜR DIE IN DUSTRIE 
 

Das Forum Ökologisch-Soziale Marktwirtschaft (FÖS) kritisiert den heutigen Beschluss der Bun-
desregierung für eine Neuregelung des Spitzenausgleichs bei der Energie- und Stromsteuer als nicht 
akzeptabel. Die Industrie bekommt das klimaschädliche Steuerprivileg unverändert gewährt, ohne 
durch zusätzliche Effizienzanstrengungen ihren fairen Beitrag zur Energiewende leisten zu müssen. 
 

Zum Beschluss kommentiert Swantje Küchler, Energieexpertin beim FÖS: 
„Man hätte die Novelle nutzen können, um die Milliardensubvention insgesamt auf den Prüfstand zu 
stellen und effektive Anreize für mehr Energieeffizienz in der Industrie zu schaffen. Leider wurde die-
se Chance vertan und der Gesetzentwurf entspricht weitgehend dem, was die Industrie selbst vorge-
schlagen hat.“ 

Statt dessen verlängert die Bundesregierung eine klimaschädliche Milliardensubvention, die die 
Ziele der eigenen Energiewende torpediert. Als Gegenleistung soll das Produzierende Gewerbe die 
Energieeffizienz insgesamt um nur 1,3 Prozent pro Jahr verbessern. „Das liegt noch unter dem Wert, 
der in den letzten Jahren sowieso schon erreicht wurde. Man kann also kaum von einer angemessenen 
Gegenleistung sprechen. Offenbar wurden wieder einmal Wirtschaftsinteressen über den Klimaschutz 
gestellt“, kritisiert Küchler. 

Der Gesetzentwurf sieht ein allgemeines Energieeffizienzziel vor, das vom gesamten produzieren-
den Gewerbe im Durchschnitt eingehalten werden soll. Das schließt neben der Industrie auch die 
Energiewirtschaft oder das Baugewerbe mit ein. Problematisch ist deshalb nicht nur der niedrige 
Zielwert, sondern auch dass.Energeieinsparungen beispielsweise aus dem Atomausstieg oder auf-
grund geringerer Produktionsauslastung zur Zielerreichung beitragen.  

Küchler fordert daher: „Voraussetzung für die Steuervergünstigung sollte eine ambitionierte und ü-
berprüfbare Gegenleistung sein.“ Ein zusätzlicher Beitrag der begünstigten Unternehmen zur Ener-
gieeffizienz wird nur dann erreicht, wenn jedes Unternehmen auch individuell nachweist, dass es in 
technische Maßnahmen zur Steigerung der Energieeffizienz investiert hat. 

Weitere Informationen 

Gemeinsames Hintergrundpapier von FÖS und DENEFF (Deutsche Unternehmensinitiative Ener-
gieeffizienz) http://www.foes.de/pdf/2012-07-FOES-Deneff-Spitzenausgleich-Hintergrund.pdf  
Pressemitteilung des FÖS zum Gesetzentwurf vom 16.07.2012   
http://www.foes.de/pdf/2012-07-16_PM_Neuregelung%20Spitzenausgleich.pdf  
Kontakt: Swantje Küchler, Wissenschaftliche Mitarbeiterin Energiepolitik Tel. 030-7623991-50 
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Das FÖS versteht sich als Sammelbewegung unabhängiger Vordenker und ist gegenüber Entschei-
dungsträgern und Multiplikatoren Anstoßgeber wie Konsensstifter in der Debatte um eine ökolo-
gisch-soziale Marktwirtschaft. Das FÖS setzt sich dafür ein, die soziale Marktwirtschaft zu einer 
ökologisch-sozialen Marktwirtschaft weiter zu entwickeln. Die Marktwirtschaft hat sich nach Auf-
fassung des FÖS bisher als effizienteste Wirtschaftsform erwiesen. Um dem Menschen optimal zu 
dienen und gleichzeitig die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen, muss sie jedoch einen star-
ken staatlichen Rahmen mit entsprechenden ökologischen und sozialen Leitplanken bekommen. Das 
FÖS unterstützt Bestrebungen, neben verlässlichen sozialen Sicherheitssystemen auch den Einsatz 
marktwirtschaftlicher Instrumente in der Umweltpolitik zu stärken. 
 

Falls Sie zukünftig keine Pressemitteilungen mehr von uns erhalten möchten, senden Sie uns bitte 
einfach eine kurze Mail an foes@foes.de mit der Betreffzeile "Presseverteiler abbestellen". 

 


